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Seit längerem ist ein Prozeß der Angleichung der Wahl­
kampfführung an die Marktstrategien der Konzerne zu beob­
achten: Die Kandidaten der beiden großbürgerlichen Parteien 
gleichen Unternehmern, die nach dem größten Marktanteil 
für den Absatz ihrer Produkte drängen und dabei einen 
erbitterten, hohe Kosten verursachenden Kampf gegen ihren 
Konkurrenten führen müssen. Die straff organisierten Wahl­
kampfstäbe der Spitzenkandidaten haben die Aufgabe, ähn­
lich den Marketing-Bereichen der großen Konzerne, die 
günstigsten Verkaufsbedingungen zu ermitteln und die für 
die Werbung vorgesehenen Finanzmittel am effektivsten ein­
zusetzen. „Die Rolle der Banken bei der Mittelaufbringung 
spielen politisch aktive Geschäftsleute mit weitverzweigten 
Verbindungen zu finanzstarken Kreisen.“6

Die totale Kommerzialisierung des Wahlkampfes führt 
dazu, daß im allgemeinen jene Bewerber für das Präsidenten­
amt sowie für Senats-, Abgeordnetenhaus- und Gouverneurs­
sitze den Sieg davontragen, die über die größten finanziellen 
Mittel verfügen und sich und ihre Politik am besten zu ver­
kaufen in der Lage sind. So verfügte der Spitzenkandidat der 
Republikanischen Partei für die diesjährigen Präsident­
schaftswahlen, George Bush, bereits im Juni 1987, lange, 
bevor der Wahlkampf begann, über 14,5 Millionen Dollar. 
Sein schärfster Konkurrent, Robert Dole, hatte es bis dahin 
„nur“ auf 7,1 Millionen Dollar gebracht. Bei der Demokra­
tischen Partei lag hinsichtlich der zur Verfügung stehenden 
Mittel zu jenem Zeitpunkt ebenfalls schon deren späterer 
Spitzenkandidat Michael Dukakis mit 4,7 Millionen Dollar in 
Führung.7

Gesetzliche Grundlagen der Wahlfinanzierung 
und Wege zu ihrer Umgehung

Die unübersehbare Tatsache, daß das große Geld eine ganz 
entscheidende Rolle bei der Aufstellung und Wahl der Kan­
didaten für die höchsten staatlichen Ämter spielt, beunruhigt 
viele Bürger der USA. Um die Beherrschung der Wahlen 
durch die finanzkräftigsten Geldgeber der Industrie-, Bank- 
und Versicherungskonzerne zumindest etwas einzuschränken, 
fordern Bürgerorganisationen seit langem eine wirksamere 
Kontrolle der Zuwendungen an die beiden großbürgerlichen 
Parteien.

Bis Anfang der 70er Jahre war auf Bundesebene das 
Gesetz über Korruptionspraktiken (Corrupt Practices Act) 
von 1925 in Kraft. Es war erlassen worden, als die finanzielle 
Korruption von gewählten Politikern, die sich in völliger 
Abhängigkeit von ihren jeweiligen Geldgebern befanden, zu 
einem nicht mehr zu vertuschenden öffentlichen Skandal 
geworden war. Nach diesem Gesetz durften für die Wahlen 
zum Senat insgesamt nur 25 000 Dollar und für die Wahlen 
zum Repräsentantenhaus insgesamt nur 10 000 Dollar je Kan­
didat ausgegeben werden. „Diese Ausgabenbegrenzungen 
waren völlig unrealistisch, und sie wurden ignoriert“, stellt 
ein führender bürgerlicher Wahlexperte der USA fest.8 Der 
ehemalige USA-Präsident Lyndon B. Johnson nannte dieses 
Gesetz „mehr ein Schlupfloch denn ein Gesetz“.9

Das völlig unwirksame Gesetz von 1925 wurde 1971 durch 
ein Gesetz über den Wahlkampf auf Bundesebene (Federal 
Election Campaign Act) mit Novellen von 1974, 1976 und 1979 
abgelöst. Die Wahlfinanzierung wie auch die Art und Weise 
der Kandidatennominierung und der Wahlakt selbst werden, 
wenn sie die Wahlen in den 50 Bundesstaaten betreffen, von 
der Gesetzgebung dieser Staaten und nicht durch Bundes­
gesetz geregelt.

Das Gesetz von 1971 mit seinen Novellen legt fest, daß ein 
Bewerber für das Präsidentenamt oder für einen Senatssitz 
bzw. einen Sitz im Repräsentantenhaus Mittel aus dem Staats­
haushalt in Höhe der von ihm erzielten Spenden erhält. Vor­
aussetzungen sind, daß er sich den Regeln der Bundeswahl­
kommission (Federal Election Commission) unterwirft, im 
Wahlkampf nicht mehr als 50 000 Doller aus seinem persön­
lichen Besitz ausgibt, in zwei aufeinanderfolgenden Vorwah­
len mindestens 10 Prozent der Stimmen erhalten hat und in 
dem den Vorwahlen vorausgegangenen Kalenderjahr in 
20 Bundesstaaten je 5 000 Dollar Spenden in Einzelbeträgen 
von nicht mehr als 250 Dollar erhalten hat. Auf der Grundlage 
dieses Gesetzes erhielten Jimmy Carter und Ronald Reagan
im Wahljahr 1980 je 29,4 Millionen Dollar an Zuschüssen aus 
dem Staatshaushalt. 1984 machte der Betrag, den Walter 
Mondale und Ronald Reagan aus dem Staatshaushalt er­
hielten, bereits je 40 Millionen Dollar aus.

Die Kandidaten anderer Parteien oder Unabhängige er­
halten staatliche Mittel proportional zu ihrem Stimmenanteil 
bei den Wahlen, wenn sie mehr als 5 Prozent der Stimmen

erhalten. Die staatlichen Zuschüsse und die Spenden aus 
anderen Quellen decken jedoch nicht immer die Ausgaben im 
Wahlkampf. So hat Jimmy Carter aus den von ihm ver­
lorenen Wahlen 1980 noch 700 000 Dollar Schulden. Die bei 
den Präsidentschaftswahlen 1984 erfolglos gebliebenen 
Politiker John Glenn und Gary Hart haben noch Schulden in 
Höhe von 2,4 Millionen bzw. 1 Million Dollar.

Das Gesetz von 1971 legt weiter fest, daß die Spenden von 
Privatpersonen an einen Kandidaten 1 000 Dollar nicht über­
steigen dürfen. Privatpersonen ist es jedoch nach der Novelle 
von 1976 gestattet, für politische Organisationen jährlich bis 
zu 25 000 Dollar zu spenden, wobei 20 000 Dollar an Parteien 
und 5 000 Dollar an Politische Aktionskomitees (Political 
Action Committees — РАС) übergeben werden können. Da 
diese 25 000 Dollar von jedem erwachsenen Bürger der USA 
gespendet werden können, sind folglich auch Konzernange­
stellte, alle erwachsenen Familienangehörigen oder das Haus­
personal eines reichen Geldgebers zur Vergabe dieser Summe 
berechtigt. Das ist einer der zahlreichen durch das Gesetz 
selbst gewiesenen Wege, um die Kandidaten der beiden 
Parteien der herrschenden Klasse mit erheblichen finanziellen 
Mitteln auszurüsten. Eis gibt, wie ein Politikwissenschaftler 
der BRD in bezug auf die USA feststellt, tatsächlich „kein 
bundes- oder einzelstaatliches Gesetz, das sich das Ziel setzt, 
die Wahlausgaben zu beschränken, durch das man nicht mit 
Leichtigkeit vierspännig hindurchkutschieren könnte“.10 *

Einen weiteren Weg, wie die den Privatpersonen gesetz­
lich auferlegten Obergrenzen für Wahlspenden überschritten 
werden können, hat das Oberste Gericht der USA mit seiner 
Entscheidung im Fall Buckley vom 30. Januar 1976 eröffnet.11 
Unter Berufung auf den 1. Zusatzartikel (Amendment) zur 
Verfassung der USA entschied das Gericht, daß Spenden, die 
nicht mit dem betreffenden Kandidaten oder seinem Wahl­
kampfstab abgesprochen werden, nicht den durch das Gesetz 
von 1971 festgelegten Grenzen unterliegen. Nach cjiesem Urteil 
können einzelne Personen oder Organisationen wie die 
Politischen Aktionskomitees Wahlkampagnen finanzieren, in 
denen sie für oder gegen einen Kandidaten auftreten. Die 
sog. negative Kandidatenwerbung, bei der Politische Aktions­
komitees eine breite Kampagne zur Verhinderung der Wahl 
bzw. Wiederwahl eines Kandidaten führen, wird seit Beginn 
der 80er Jahre mit einigem Erfolg von konservativen Kräften 
betrieben.

Der Einfluß politischer Aktionskomitees im Wahlkampf 
und Bestrebungen zu seiner Eindämmung bzw. Erweiterung

Das Urteil des Obersten Gerichts war die Initialzündung für 
ein starkes Ansteigen der Politischen Aktionskomitees und 
die Erhöhung ihres Einflusses im politischen System der 
USA.12 Begünstigt wird die wachsende Rolle dieser Komitees 
auch dadurch, daß es keinerlei Bestimmungen gibt, wieviele 
finanzielle Mittel ein Kandidat von mehreren Komitees 
erhalten und wieviel Geld ein Komitee für mehrere Kandi­
daten spenden kann. So sind heute die meisten Komitees 
„multicandidate political action committees“, die die von 
einer Vielzahl von Privatpersonen eingehenden Geldmittel 
zusammenfassen und für mehrere Kandidaten ausgeben. Die 
Politischen Aktionskomitees bringen heute ein Drittel aller 
Wahlkampffinanzierungsmittel für die Kandidaten zum Ab­
geordnetenhaus und ein Sechstel aller Mittel für die Bewer­
ber zum Senat auf.

Weder das Bundesgesetz von 1971 noch die Vielzahl der 
einzelstaatlichen Gesetze, die angeblich der Offenlegung der 
Wahlkampffinanzierung dienen sollen, haben verhindern 
können, daß — wie Kritiker der Verhältnisse feststellen —
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Jahr Anzahl Ausgaben für Kandidaten 
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1974 608 19,9
1976 1 146 52,9
1978 1 653 77,4
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1984 4 009 265,0
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